
Aktenzeichen: 5 AZR 759/78
LAG Saarland Urteil des BAG vom 20. August 1980

Für das Nachschlagewerk: Ja
Für die Fachpresse: Ja
Für die Amtliche Sammlung: Nein

Gesetz: LohnFG § 9, § 1; BGB §§ 133, 157, 397

Leitsätze: Hat der Arbeiter bei der Beendigung des Arbeits­
verhältnisses in einer Ausgleichsquittung bestä­
tigt, daß er seine Arbeitspapiere und den Rest­
lohn erhalten hat, und hat er zugleich die auf dem 
Formular vorgedruckte Erklärung unterschrieben, daß 
damit alle seine Ansprüche aus dem Arbeitsverhält­
nis abgegolten seien und er keine Forderungen gegen 
die Firma - ganz gleich aus welchem Rechtsgrund - 
mehr habe, so hat er damit den Empfang der Papie­
re quittiert und möglicherweise die Richtigkeit 
der Lohnabrechnung anerkannt.

Ein weitergehender Verzicht, insbesondere ein Ver­
zicht auf einen etwaigen Lohnfortzahlungsanspruch 
kann in einer solchen "Erklärung" nur dann gese­
hen werden, wenn sich aus den Umständen ergibt, daß 
der Arbeiter diese Bedeutung seiner Unterschrift 
erkannt hat.
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5 AZR 759/78 
1 Sa 144/77 Saarland

Verkündet am 
20. August 1980
gez. Scharte1, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 50» Juli 1980 durch die Vorsit­
zende Richterin Professorin Dr. Hilger, die Richter Matthes 
und Roeper sowie die ehrenamtlichen Richter Schleinkofer und 
Dr. Kalb für Recht erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Saarland vom 
14. Juni 1978 - 1 Sa 144/77 - aufgehoben.

Auf die Berufung der Klägerin wird das Ur­
teil des Arbeitsgerichts Neunkirchen vom 6.
Mai 1977 - 2 Ca 959/78 - abgeändert. Die Be-
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klagte wird verurteilt, an die Kläge­
rin 406,12 DM nebst 4 % Zinsen seit 
dem 28. April 1976 zu zahlen.

Die Kosten des Rechtsstreits hat die 
Beklagte zu tragen.

Y o n  R e c h t s  w e g e n !

Tatbestand:

Der bei der Klägerin versicherte Arbeiter 
M war aufgrund zweier befristeter Arbeits­
verträge in der Zeit vom 16. November 1975 bis 
26. Januar 1976 bei der Beklagten als Arbeiter 
beschäftigt. Am 11. Februar 1976 unterzeichnete 
er eine vorgedruckte mit dem Wort "Ausgleichsquit- 
tung” überschriebene Erklärung, in der es u.a. 
heißt:

t!

Ich bestätige hiermit, daß ich heute 
meine Arbeitspapiere, und zwar ....
sowie meinen restlichen Lohn - mein 
Restgehalt - bis zum 26. Januar 1976 
ordnungsgemäß und vollständig erhal­
ten habe.
Ich erkläre ausdrücklich, daß damit 
alle meine Ansprüche aus dem Arbeits­
verhältnis abgegolten sind und daß 
ich keine Forderungen gegen die Fir­
ma - ganz gleich aus welchem Rechts­
grund - mehr habe.”

Herr M war vom 6. bis 17* Januar 1976
arbeitsunfähig krank. Weil die Beklagte für diese 
Zeit die Lohnfortzahlung verweigerte, zahlte die 
Klägerin nach dem 11. Februar 1976 an den Versi­
cherten Krankengeld. Davon unterrichtete sie die 
Beklagte mit Schreiben vom 27* April 1976. Im vor­
liegenden Rechtsstreit verlangt sie aus übergegan-
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genem Recht (§ 182 Abs. 10 RVO) Erstattung des ge­
zahlten Krankengeldes in Höhe von 406,12 DM. Sie 
hat einen entsprechenden Zahlungsantrag gestellt 
und die Ansicht vertreten, der Versicherte habe in 
der Ausgleichsquittung auf den Lohnfortzahlungsan­
spruch nicht verzichten können.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzu­
weisen. Sie meint, infolge der Befristung der Ar­
beit sverhältnisse sei ein Anspruch auf Lohnfort­
zahlung nicht gegeben. Im übrigen habe der Versi­
cherte in der Ausgleichsquittung auf einen Lohn­
fort Zahlungsanspruch verzichtet.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. 
Die Berufung der Klägerin ist ohne Erfolg geblie­
ben. Mit der zugelassenen Revision verfolgt sie ih­
ren Klageanspruch weiter.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist begründet.

I. Unter den Parteien ist nicht mehr im Streit, 
daß die wiederholte Befristung des Arbeitsverhält­
nisses einem Lohnfortzahlungsanspruch des Arbeiters 
M nach § 1 LohnEG nicht entgegensteht. Das
Landesarbeitsgericht ist auch zutreffend davon aus­
gegangen, daß M nach Beendigung des Arbeits­
verhältnisses auf den fälligen LohnfortZahlungsan­
spruch verzichten konnte. Das entspricht der Recht­
sprechung des Senats, an der festgehalten wird (vgl. 
Urteil vom 11. Juni 1976 - 5 AZR 506/75 - AP Nr. 2 
zu § 9 LohnFG [zu II der Gründe], auch zur Veröf­
fentlichung in der Amtlichen Sammlung bestimmt; Ur­
teil vom 20. August 1980 - 5 AZR 218/78 — [demnächst] 
AP Nr. 11 zu § 6 LohnFG [zu III 2 a der Gründe]).
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II. Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt des­
halb allein davon ab, ob M in der Ausgleichs­
quittung vom 11. Februar 1976 auf den Lohnfortzah­
lungsanspruch verzichtet hat.

Das Landesarbeitsgericht hat dies angenommen.
Der Senat vermag ihm hierin nicht zu folgen.

1. Die in der Ausgleichsquittung enthaltenen Er­
klärungen des Arbeiters M sind in der Re­
visionsinstanz in vollem Umfange nachprüfbar. Die 
Beklagte hat für die Ausgleichsquittung ein vorge­
drucktes Formular verwandt, das nicht nur für das 
Arbeitsverhältnis des Arbeiters M gelten
sollte. Solche Formulare sind in gleicher oder 
ähnlicher Form und mit gleichem oder weitgehend 
entsprechendem Inhalt in der Praxis des Arbeitsle­
bens verbreitet. Sie enthalten daher "typische Er­
klärungen"; deren Auslegung unterliegt der unbe­
schränkten Überprüfung durch das Revisionsgericht 
(BAG AP Nr. 6 zu § 4 KSchG 1969 [zu II 1 der Grün­
de], auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung des Gerichts bestimmt).

2. a) Nach dem Wortlaut der Ausgleichsquittung er­
faßt die von M unterschriebene Erklärung,
alle seine Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis 
seien abgegolten und er habe keine Forderungen ge­
gen die Firma mehr, ganz gleich aus welchem Rechts­
grund, auch den hier streitigen Anspruch auf Lohn­
fort Zahlung. Damit ist jedoch noch nicht gesagt, 
daß M mit der Unterzeichnung dieser Erklä­
rung auf den Lohnfortzahlungsanspruch verzichtet 
hat.

b) Der Verzicht auf einen Anspruch ist ein Rechts­
geschäft, gleichgültig, ob er Inhalt eines Vergleichs 
(§ 779 BGB), eines Erlaßvertrages (§ 397 Abs. 1 BGB) 
oder eines negativen Schuldanerkenntnisses ist (§ 397
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Abs. 2 BGB). Bei dessen Auslegung ist nach §§ 133,
157 BGB nicht allein am Wortlaut der Erklärung zu 
haften, sondern sind alle tatsächlichen Begleitum­
stände der Erklärung zu berücksichtigen, die für 
die Frage von Bedeutung sein können, welchen Wil­
len der Erklärende bei seiner Erklärung gehabt hat 
\md wie die Erklärung von ihrem Empfänger zu ver­
stehen war (BAG 22, 4-24- [426] = AP Nr. 33 zu § 133 
BGB [zu 1 a der Gründe]). Ein Verzicht des Arbeit­
nehmers als Gläubiger auf Rechte ist nach der Le­
benserfahrung im allgemeinen nicht zu vermuten (R. 
Weber in BGB-RGRK, 12. Aufl., § 397 MNr. 23 m.w.N.). 
Deshalb muß sich nach dem Wortlaut der Erklärung 
und den Begleitumständen klar ergeben, daß und in 
welchem Umfang der Arbeitnehmer ihm bekannte oder 
mögliche Ansprüche aufgibt (BAG AP Nr. 163 zu § 242 
BGB Ruhegehalt [zu I 2 der Gründe]).

c) Die von M unterschriebene Ausgleichsquit­
tung vom 11. Februar 1976 enthält auf einem vorge­
druckten Formular in ihrem ersten Teil eine Bestä­
tigung, daß er Arbeitspapiere und Restlohn bis zum 
26. Januar 1976 erhalten habe. Dieser Teil nimmt 
räumlich den größten Teil des Formulars in Anspruch. 
Die Aufmerksamkeit wird darauf hingelenkt, weil 
handschriftlich die ausgehändigten Papiere näher 
bezeichnet sind und Nichtzutreffendes ausgestrichen 
ist. Dieser Teil des Schriftstücks enthält nicht 
mehr als eine Tatsachenbestätigung, eine Quittung 
im Sinne von § 368 BGB.

Darunter folgt die im Tatbestand wiedergegebe­
ne Erklärung. Sie ist weder im Druck hervorgehoben 
noch sonst besonders gekennzeichnet. M hat
als Zeuge vor dem Arbeitsgericht gesagt, er habe das 
ihm vorgelegte Papier beim Ausscheiden unterschrie­
ben. Das entspricht der Lebenserfahrung und ist von 
niemandem angezweifelt worden. Das Landesarbeitsge-
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rieht hat festgestellt, daß M den Wortlaut
der Ausgleichsquittung nicht einmal durchgelesen 
hat und daß er sich hei ihrer UnterZeichnung nicht 
bewußt gewesen ist, auf einen Lohnfortzahlungsan­
spruch zu verzichten. Daß er darauf hingewiesen 
worden wäre, mit der Unterschrift verzichte er auf 
einen etwaigen Lohnfortzahlungsanspruch, hat die 
Beklagte nicht einmal behauptet. Sie hatte von ih­
rem Standpunkt aus auch keinen Anlaß für einen 
derartigen Hinweis; denn sie glaubte, schon des­
halb keine Lohnfortzahlung zu schulden, weil sie 
mit M zwei Zeitverträge abgeschlossen hatte

d) Unter diesen Umständen kann die von M 
Unterzeichnete vorgedruckte Erklärung nicht als 
Verzicht auf einen möglichen LohnfortZahlungsan­
spruch verstanden werden.

M hatte keine Veranlassung, einen Ver­
zicht zu erklären. Sein Arbeitsverhältnis war be­
endet. Die Unterzeichnung des Formulars bei der 
Aushändigung der Papiere mußte ihm als bloße For­
malität bei der technischen Abwicklung des Aus­
scheidens erscheinen. Er konnte nicht annehmen, 
daß er mit seiner Unterschrift mehr bestätigte 
als den Empfang der Papiere und allenfalls die 
Richtigkeit der Lohnabrechnung zum 26. Januar 1976

Die Beklagte konnte ihrerseits in der Erklä­
rung des Arbeiters M keine weitergehende
Willenserklärung sehen. Es ist bekannt, daß die 
ausscheidenden Arbeitnehmer bei der Aushändigung 
ihrer Arbeitspapiere und des Restlohnes regelmä­
ßig aufgefordert werden, eine Ausgleichsquittung 
zu unterschreiben, und daß diese Aufforderung als 
die Bitte verstanden wird, die empfangenen Lei­
stungen zu quittieren. Die Beklagte wußte auch, 
daß M keinen Anlaß hatte, auf Ansprüche zu
verzichten. Sie mußte erkennen, daß M mit
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seiner Unterschrift keine eigene, spontane Erklä­
rung abgab, sondern lediglich eine von ihr vorfor­
mulierte Erklärung unterschrieb, die ihm nach Wort­
laut und Begleitumstände!nicht deutlich machte, daß 
von ihm ein Verzicht auf mögliche Ansprüche erwar­
tet wurde.

e) Wollte die Beklagte einen Erlaßvertrag oder 
ein negatives Schuldanerkenntnis von M errei­
chen, mußte sie Mdie Karten auf den Tisch legen” 
(Grunsky, Anm. zu AP Nr. 6 zu § 4 KSchG '1969)» Sie 
mußte M darauf aufmerksam machen, daß mit
seiner Unterschrift unter der Erklärung alle Streit­
punkte erledigt sein sollten und daß er damit auch 
auf einen möglicherweise bestehenden Lohnfortzah­
lungsanspruch verzichtete.

Dies bedeutet keine Hinweispflicht in dem Sin­
ne, daß ohne entsprechenden vorherigen Hinweis des 
Arbeitgebers eine Ausgleichsklausel unwirksam wäre 
(so offenbar Schwerdtner, BIStSozArbR 1979» 17 £19] > 
dagegen mit Recht, BAG, Urteil von^3« Mai 1979 - 2 
AZR 679/77 - AP Nr. 6 zu § 4 KSchG/fzu II 2 d der 
Gründe], auch zur Veröffentlichung in der Amtlichen 
Sammlung vorgesehen). Es hat vielmehr lediglich Be­
deutung für die Auslegung der vom Arbeitnehmer un­
terschriebenen Erklärung, wenn ihm durch entspre­
chende Hinweise bewußt gemacht wurde, daß er nicht 
nur eine Empfangsbestätigung sondern eine rechtsge­
schäftliche Willenserklärung abgeben sollte. Unter­
schreibt er nach einem solchen Hinweis, ist für bei­
de Seiten klar, daß er einen Verzicht erklärt hat.

3* Mit seiner Auffassung, daß der Arbeiter M 
mit der Unterzeichnung der Ausgleichsquittung unter 
den hier gegebenen und vielfach zu beobachtenden 
Umständen nicht auf einen etwaigen LohnfortZahlungs­
anspruch verzichtet hat, stimmt der Senat mit den
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Entscheidungen des Zweiten, Dritten und Vierten 
Senats, die sich mit Fragen des Verzichts in ei­
ner Ausgleichsquittung befassen, überein.

Der Zweite Senat hält einen in einer Aus­
gleichsquittung erklärten Verzicht auf Kündigungs­
schutz oder auf die Durchführung einer Kündigungs- 
schutzklage für zulässig, fordert aber, daß ein 
solcher Verzicht aus Gründen der Rechtsklarheit 
in der Ausgleichsquittung selbst unmißverständlich 
zum Ausdruck kommen müsse, da anderenfalls der Wil­
le, auf Kündigungsschutz zu verzichten, der Aus­
gleichsquittung nicht entnommen werden könne (AP 
Nr. 5 zu § 4 KSchG 1969 Czu II 2 der Gründe]; AP 
Nr. 6 zu § 4 KSchG 1969 Czu II 2 der Gründe], auch 
zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung vor­
gesehen). Auch der Vierte Senat stellt an die Ein­
deutigkeit eines Verzichts auf Kündigungsschutz 
in einer Ausgleichsquittung besonders strenge An­
forderungen. Er hat in dem von ihm entschiedenen 
Fall einen Verzichtswillen des Arbeitnehmers be­
jaht, weil dieser vom Arbeitgeber ausdrücklich 
darauf hingewiesen worden war, daß die Unterzeich­
nung der Ausgleichsquittung zu Rechtsverlusten führ­
te (AP Nr. 4 zu § 4 KSchG 1969 [Bl. 2]). Der Dritte 
Senat hat zu einem Verzicht auf Ruhegeldansprüche 
in einer Ausgleichsquittung ausgesprochen, daß 
der Arbeitnehmer wegen der Bedeutung dieser An­
sprüche auf solche im Regelfälle nicht verzich­
ten wolle und auch der Arbeitgeber nicht annehmen 
könne, der Arbeitnehmer wolle bei Unterzeichnung 
der Ausgleichsquittung beiläufig auf so bedeutsa­
me Ansprüche verzichten (AP Nr. 163 zu § 242 BGB 
Ruhegehalt [zu I 2 der Gründe]).

Den genannten Entscheidungen liegt die über­
einstimmende Auffassung zugrunde, daß lediglich 
aus der Unterzeichnung einer Ausgleichsquittung 
ohne Hinzutreten sonstiger Umstände ein Wille, auf
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andere als die abgerechneten, in der Quittung genann­
ten Ansprüche zu verzichten, nicht entnommen werden 
kann.

4-. Hat nach allem der Versicherte M in der
Ausgleichsquittung nicht auf den Lohnfortzahlungsan­
spruch verzichtet, so ist dieser mit der Zahlung des 
Krankengeldes auf die Klägerin übergegangen. Deren 
Klage ist damit begründet.

gez.: Dr. Hilger Matthes Roeper

Schleinkofer Dr. Kalb
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	Im Namen des Volkes!
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